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://: 1. Der vorgelegte Briefentwurf wird zur Ausfertigung und Weiterlei-

tung an das Bundesamt für Justiz genehmigt. 

 

 

Begründung 

Die Schaffung einer gesetzlichen Regelung zur Kontrolle von Unter-
nehmen, die von der Schweiz aus im Ausland private Sicherheits-
dienstleistungen oder die in der Schweiz eine Dienstleistung in Zu-
sammenhang mit privaten Sicherheitsdienstleistungen im Ausland 
erbringen, ist zu begrüssen. Damit kommt der Bund einer ausdrückli-
chen Forderung des Regierungsrates nach, welche dieser bereits nach 
der Niederlassung der AEGIS Group Holdings AG in Basel geäussert 
hat. Mit dem neuen Bundesgesetz über die im Ausland erbrachten Si-
cherheitsdienstleistungen wird eine Rechtslücke geschlossen und 
gleichzeitig eine Grundlage geschaffen, um Unternehmen, die unmit-
telbar an Feindseligkeiten im Rahmen eines bewaffneten Konflikts teil-
nehmen oder Dienstleistungen erbringen, welche mit schweren Men-
schenrechtsverletzungen verbunden sind, von der Schweiz fernzuhal-
ten. Das Gesetz unterstreicht die schweizerische Neutralität und trägt 
dazu bei, die innere und äussere Sicherheit der Schweiz zu gewähr-
leisten. Gleichzeitig stellt es ein Instrument zur Umsetzung der aus-
senpolitischen Ziele dar und garantiert die Einhaltung des Völkerrechts. 

                                                                                           


